
  

LfA Förderbank Bayern, Anstalt des öffentlichen Rechts 

Vorstand: Dr. Bernhard Schwab (Vors.), 

Hans Peter Göttler, Stefan Höck, Ruth Nowak 

Verwaltungsratsvorsitzender: Staatsminister Hubert Aiwanger 

Registergericht München HRA 78820 

Allg. Steuernummer: 143 / 107 / 37209 

USt-ID-Nr.: DE 129523427 

Gläubiger-ID: DE93LFA0000000138 

LfA Förderbank Bayern 

IBAN: DE67 7022 0000 0000 1012 18 

BIC: LFFBDEMMXXX 

Leitweg-ID: 09-9118001-80 

UniCredit Bank AG 

IBAN:  

DE93 7002 0270 0068 0080 77 

BIC: HYVEDEMMXXX 

 

Königinstraße 17 

80539 München 

Postfach 22 14 54 

80504 München 

Tel. 089 / 21 24 - 0 

Fax 089 / 21 24 - 24 40 

www.lfa.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ihre Zeichen und Nachricht Unsere Zeichen Ihr Ansprechpartner Durchwahl E-Mail Datum 

     25.09.2023 

Rundschreiben Nr. 40/2023 
 
 

Produktanpassungen zum 02.10.2023 

 
1 Ökokredit – natürliche Klimaschutzmaßnahmen / Treibhausgaseinsparungen 

2 Energiekredit Regenerativ und Ökokredit – Einführung Paris-kompatibler Sektorleitlinien 

 

1 Ökokredit – natürliche Klimaschutzmaßnahmen / Treibhausgaseinsparungen 

Aufgrund von Entwicklungen bei der zugrundeliegenden Bundesförderung entfällt mit Wirkung zum 

02.10.2023 die Fördermöglichkeit von natürlichen Klimaschutzmaßnahmen sowie von 

technischen/baulichen Anpassungen an den Klimawandel. Außerdem sind Treibhausgaseinspa-

rungen nur noch förderfähig sofern sie nicht energieeffizienzbedingt erzielt werden.  

 

2 Energiekredit Regenerativ und Ökokredit – Einführung Paris-kompatibler Sektorleitlinien 

 

Für Zusagen ab dem 02.10.2023 finden für neue Finanzierungen im Energiekredit Regenerativ so-

wie im Ökokredit die Paris-kompatiblen Sektorleitlinen der KfW Bankengruppe Anwendung. Die 

Sektorleitlinien definieren konkrete Anforderungen an die Klimaverträglichkeit der jeweiligen 

Investitionen in den Sektoren Schifffahrt, Automobil, Eisen- und Stahlerzeugung, Gebäude, 

Stromerzeugung sowie Luftfahrt. Sie dienen dazu, den weltweiten Transformationsprozess in 

Richtung Treibhausgasneutralität zu unterstützen.  

 

Für den Energiekredit Regenerativ ist nur die Sektorleitlinie Stromerzeugung relevant. Zur Sicher-

stellung der Kompatibilität der Förderbedingungen mit dieser Sektorleitlinie wurde im Merkblatt 

eine Präzisierung hinsichtlich der Nachhaltigkeit von Biomassebrennstoffen vorgenommen. 
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Für den Ökokredit gelten die Sektorleitlinien für den Automobilsektor, für die Eisen- und Stahler-

zeugung sowie den Stromerzeugungssektor. 

 

Die Sektorleitlinien stehen unter www.lfa.de im Downloadbereich zur Verfügung, ein Verweis auf 

die Sektorleitlinien erfolgt in den Programmmerkblättern. 

 

Die entsprechend überarbeiteten Merkblätter „Ökokredit“ und „Energiekredit Regenerativ“ sind 

beigefügt. Die jeweiligen Änderungen wurden durch Randstriche gekennzeichnet. Die beigefügten 

Merkblätter sind ab dem 02.10.2023 gültig. 

 

Für Fragen zu den öffentlichen Finanzierungshilfen und für die Anforderung von Informationsmaterial 

stehen Ihnen die Mitarbeiter/-innen unserer Förderberatung telefonisch unter 089 / 21 24 - 10 00 oder 

per E-Mail unter info@lfa.de, montags bis donnerstags von 8 Uhr bis 18 Uhr sowie freitags von 8 Uhr 

bis 15 Uhr, zur Verfügung. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
LfA Förderbank Bayern 
 
 
Anlagen 
 



 
 
 
 
 

Merkblatt „Ökokredit“ (ÖK8) 
(Vergabegrundsätze entsprechend Antragsvordruck 100 Tz. 9.6 Bestätigungen) 

Der Ökokredit wird aus Haushaltsmitteln des Freistaats Bayern, die zum Teil aus dem Gewinn der LfA stammen, zinsverbilligt 
und zinsgünstig aus dem KfW-Umweltprogramm und von der LfA Förderbank Bayern refinanziert. 
 

LfA Förderbank Bayern • Königinstraße 17 • 80539 München • Telefon 089 / 21 24 - 10 00 • Telefax 089 / 21 24 - 22 16 • www.lfa.de • info@lfa.de 

1 Kreditnehmerkreis 

Antragsberechtigt sind kleine und mittlere Unternehmen 
(siehe Tz. 6 des Merkblatts “Beihilferechtlich relevante 
Bestimmungen und Definitionen”) der gewerblichen Wirt-
schaft und freiberuflich Tätige mit Betriebsstätte oder Nie-
derlassung in Bayern. 

Nicht antragsberechtigt sind 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die sich vorsätz-
lich oder grob fahrlässig über Umweltvorschriften hin-
weggesetzt und dabei Umweltschäden verursacht ha-
ben, 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die einer frühe-
ren Beihilferückforderungsanordnung der EU nicht 
nachgekommen sind und 

• sofern die Beihilfe nach der Allgemeinen Gruppenfrei-
stellungsverordnung beantragt wird, Unternehmen oder 
freiberuflich Tätige in Schwierigkeiten nach EU-
Definition (siehe Tz. 7 des Merkblatts „Beihilferechtlich 
relevante Bestimmungen und Definitionen“) und 

• sofern die Beihilfe nach der De-Minimis-Verordnung be-
antragt wird, Unternehmen, die sich in einem Insolvenz-
verfahren befinden oder die im deutschen Recht vorge-
sehenen Voraussetzungen für die Eröffnung eines Insol-
venzverfahrens auf Antrag ihrer Gläubiger erfüllen. 

2 Verwendungszweck 

2.1 Förderfähige Bereiche 

Gefördert werden eigenverantwortliche Umweltschutzin-
vestitionen auf den Gebieten: 

• Abwasserreinigung 

• Luftreinhaltung 

• Lärm- und Erschütterungsschutz 

• Kreislaufwirtschaft (siehe Tz. 5.1) 

• Ressourceneffizienz/-schutz (siehe Tz. 5.2) 

• Boden- und Grundwasserschutz 

sowie Investitionen im Rahmen  

• der Einrichtung umweltfreundlicher Verfahren (siehe 
Tz. 5.3) und 

• von besonders klimaschutzrelevanten Vorhaben (siehe 
Tz. 5.4). 

2.2 Umweltschutzeffekt 

Der Ökokredit ermöglicht eine zinsgünstige Finanzierung 
von Vorhaben, die einen Umweltschutzeffekt (einschließ-
lich Klimaschutz) erzielen, d. h. zu wesentlichen umwelt-
schutzrelevanten Verbesserungen oder Ressourcenscho-
nung führen. 

Eine solche Verbesserung liegt insbesondere dann vor, 
wenn für die Bereiche Luftreinhaltung und Klimaschutz 
eine Reduzierung der Emissionen um mindestens 20 % 
sowie für den Bereich Lärmschutz eine Reduzierung um 
mindestens 10 dB erzielt wird. In den Bereichen Kreislauf-
wirtschaft sowie Ressourceneffizienz/-schutz ist eine Ver-
ringerung des Ressourcenverbrauchs bzw. eine Effizienz-
steigerung um mindestens 20 % zu erzielen. 

 

Wenn im Einzelfall (z. B. bei Betriebsverlagerungen) die 
Einsparungswerte nicht ohne weiteres messbar sind oder 
wenn mehrere Umwelteffekte kumulativ eintreten (z. B. 
Emissionsminderung und Lärmreduzierung), so ist das 
Gesamtvorhaben danach zu beurteilen, ob es insgesamt 
zu wesentlichen umweltschutzrelevanten Verbesserun-
gen oder Ressourcenschonung führt. 

Gefördert werden Investitionen, die umweltschutzrelevan-
te Verbesserungen (z. B. bezüglich Schadstoffausstoß, 
Lärmemission, Ressourcenverbrauch etc.) bewirken. Da-
bei werden auch Vorhaben berücksichtigt, die auf natur-
basierte Lösungen setzen und so zu einer grünen Infra-
struktur beitragen. 

Der Umweltschutzeffekt muss überobligatorisch sein, 
d. h. über das hinausgehen, wozu der Antragsteller durch 
behördliche oder rechtliche Vorgaben zum Zeitpunkt der 
Antragstellung verpflichtet ist. Die Vermeidung von Leer-
fahrten bzw. die allgemeine Einsparung von (Lkw-) Fahr-
ten kann hinsichtlich der dadurch reduzierten Emissionen 
und des eingesparten Treibstoffs nicht zur Begründung ei-
nes Umweltschutzeffekts herangezogen werden. 

Förderfähig sind: 

Investitionen, Nebenkosten und Eigenleistungen, soweit 
diese aktiviert werden bzw. aktivierungsfähig sind. Darun-
ter fallen u. a. auch gebrauchte Wirtschaftsgüter. 

Nicht förderfähig sind: 

• Vorhaben, die eine Förderung nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) bzw. dem Kraft-Wärme-Kopp-
lungsgesetz (KWKG) erhalten 

• Grundstückskosten 

• Fahrzeuge (Ausnahmen siehe Tz. 6.4) 

• Betriebs-, Finanzierungs- und Unterhaltskosten 

• Investitionen im Zusammenhang mit der Erfüllung kom-
munaler Aufgaben. 

Weitere Abgrenzungen zu den förderfähigen Bereichen 
und Aufwendungen können den Tzn. 4, 5 und 6 entnom-
men werden. 

Die Ausschlusskriterien des Merkblatts „Nachhaltigkeits-
grundsätze für Programmkredite der LfA Förderbank Bay-
ern“ sind zu beachten. 

Darüber hinaus sind bei diesem Förderprogramm die Pa-
ris-kompatiblen Sektorleitlinien der KfW Bankengruppe 
(Version 2 01/2023) zu berücksichtigen, die konkrete An-
forderungen an die Klimaverträglichkeit der jeweiligen In-
vestitionen definieren. Diese stehen unter www.lfa.de im 
Downloadbereich zur Verfügung. Für den Ökokredit gelten 
dabei die Leitlinien für den Automobilsektor, für die Eisen- 
und Stahlerzeugung sowie den Stromerzeugungssektor.  

3 Darlehensbedingungen 

3.1 Konditionen 

Der Zinssatz für die Darlehen wird zwischen Hausbank 
und Endkreditnehmer in Abhängigkeit von Bonität und Be-
sicherung - innerhalb vorgegebener Grenzen - individuell 
vereinbart (siehe Merkblatt „Kreditnehmerinformation zum 
risikogerechten Zinssystem“). 

 

http://www.lfa.de/
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Die risikoabhängigen Zinsobergrenzen, Angaben zu Dar-
lehenslaufzeiten und zum Auszahlungssatz können unse-
rer aktuellen Übersicht der Darlehenskonditionen entnom-
men werden. 

Bei im Anlagevermögen aktivierbaren Wirtschaftsgütern 
ist die Darlehenslaufzeit frei wählbar; sie soll sich an der 
betriebsgewöhnlichen Nutzung orientieren. 

Soweit sachlich begründet, besteht die Möglichkeit, das 
Vorhaben in mehrere Darlehen aufzuteilen (z. B. differen-
ziert nach unterschiedlichen Laufzeiten oder mit und ohne 
Haftungsfreistellung „HaftungPlus“). 

Abweichend von den Standardlaufzeiten können ver-
kürzte Gesamtlaufzeiten (ganzjährig, mindestens 4 Jah-
re) und Tilgungsfreijahre (mindestens 1 Freijahr) bean-
tragt werden. 

Es gelten die Konditionen des Zusagedatums der LfA. Die 
Hausbank wird den Endkreditnehmer über die Zusage der 
LfA entsprechend unterrichten und die Konditionen ver-
einbaren. 

Für nicht abgerufene Darlehensbeträge wird nach Ablauf 
eines bereitstellungsprovisionsfreien Zeitraums von 6 Mo-
naten (gerechnet vom Tage der Darlehenszusage der LfA 
an) bis zum vollständigen Abruf oder einem Verzicht auf 
das Darlehen, spätestens bis zum Ablauf der Abruffrist 
des Darlehens (ein Monat vor Tilgungsbeginn) eine Be-
reitstellungsprovision von 2 % p. a. berechnet. Bei ver-
bürgten Darlehen beträgt die Abruffrist 6 Monate nach 
Darlehenszusage der LfA. 

Termine für Zins, Tilgung und ggf. Bereitstellungsprovi-
sion sind der 31.03., 30.06., 30.09. und 30.12. 

Eine vollständige oder teilweise vorzeitige außerplanmä-
ßige Tilgung des ausstehenden Kreditbetrages kann ge-
gen Zahlung einer Vorfälligkeitsentschädigung erfolgen. 

3.2 Finanzierungshöhe/Vorhabenshöchstbetrag 

Der Darlehenshöchstbetrag beträgt 2 Mio. EUR. 

Der Finanzierungsanteil des Darlehens beträgt bis zu 
100 % des förderfähigen Vorhabens. Dies gilt auch für in-
tegrierte Vorhaben. 

Es können Vorhaben mit förderfähigen Kosten von 
25.000 EUR bis 12,5 Mio. EUR gefördert werden. 

4 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

4.1 Richtlinien 

Für die Gewährung des Ökokredits gelten die Richtlinien 
für Darlehen an mittelständische Unternehmen der ge-
werblichen Wirtschaft und freiberuflich Tätige zur Förde-
rung von Umweltschutzmaßnahmen (Bayerisches Um-
weltkreditprogramm) in der jeweils gültigen Fassung. Die 
Förderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel. 

4.2 Betriebsaufspaltung im förderfähigen Sinne 

Bei der Betriebsaufspaltung ist das Eigentum an den Be-
triebsanlagen rechtlich von der Inhaberschaft des Betriebs 
getrennt. 

Unter dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Einheit zwi-
schen Besitz- und Betriebsgesellschaft können solche Vor-
haben gefördert werden, wenn 

• auf beiden Seiten dieselben Personen zu mindestens 
50 % beteiligt oder 

• die auf beiden Seiten verschiedenen Personen Ehegat-
ten oder 

• die auf beiden Seiten verschiedenen Personen El-
tern/Schwiegereltern und Kinder (sowie deren Ehegat-
ten) sind. 

 

 

Darlehensnehmer wird die investierende Besitzgesell-
schaft. Eine gesamtschuldnerische Mithaftung der Be-
triebsgesellschaft ist nicht erforderlich, wenn sich die Be-
sitzgesellschaft vertraglich verpflichtet, die mit Hilfe des 
Darlehens angeschafften Wirtschaftsgüter während der 
Laufzeit des Darlehens ausschließlich an die Betriebsge-
sellschaft zu vermieten/verpachten; zudem hat die Be-
triebsgesellschaft die Mithaftung für das Darlehen in Form 
einer Bürgschaft oder eines Schuldbeitritts zu überneh-
men. 

Privatpersonen sind nicht antragsberechtigt. 

4.3 Beihilferechtliche Grundlage 

Der Ökokredit wird grundsätzlich als KMU-Investitions- 
beihilfe gemäß Art. 17 der Allgemeinen Gruppenfreistel-
lungsverordnung (Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kom-
mission vom 17.06.2014, veröffentlicht im Amtsblatt der EU 
Nr. L 187/1 vom 26.06.2014), in der Fassung der Verord-
nung (EU) Nr. 2021/1237 vom 23.07.2021 (veröffentlicht im 
Amtsblatt der EU Nr. L 270/39 vom 29.07.2021), vergeben. 

Sofern die entsprechenden beihilferechtlichen Kriterien 
eingehalten werden, können die Darlehen alternativ auf 
Grundlage der De-minimis-Verordnung (EU) Nr. 1407/ 
2013 vom 18.12.2013, veröffentlicht im Amtsblatt der EU 
Nr. L 352/1 vom 24.12.2013, in der Fassung der Verord-
nung (EU) Nr. 2020/972 vom 02.07.2020  (veröffentlicht im 
Amtsblatt der EU Nr. L 215/3 vom 07.07.2020), beantragt 
werden. 

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnommen 
bzw. per Beihilferechner ermittelt werden. Diese Beihilfe-
werte dienen der Orientierung in der Informations- und 
Beratungsphase und sind unverbindlich. Maßgeblich sind 
allein die Beihilfewerte, die die LfA zum Zeitpunkt der Kre-
ditzusage zugrunde legt.  

Weiterführende Informationen enthält unser Merkblatt 
„Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und Definitio-
nen“. 

4.4 Vorbeginn 

Die Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der Haus-
bank (Bank oder Sparkasse) zu stellen. 

Details zu den Voraussetzungen einer fristgerechten An-
tragstellung siehe Tz. 13 des Merkblatts „Beihilferechtlich 
relevante Bestimmungen und Definitionen“. Die Vorhaben 
müssen soweit vorbereitet sein, dass sie nach Bewilligung 
der beantragten Mittel innerhalb eines Jahres begonnen 
werden können. 

4.5 Allgemeine Prosperitätsklausel 

Antragsteller, bei denen im Hinblick auf die Vermögens- 
und Ertragslage oder die Höhe des Vorhabens die mögli-
che Finanzierungshilfe wirtschaftlich unerheblich ist, kön-
nen nicht gefördert werden. 

4.6 Investitionsort 

Der Investitionsort muss auf dem Gebiet des Freistaates 
Bayern liegen. 

4.9 Behördliche Auflagen/gesetzliche Bestimmungen 

Umweltschutzrelevante Investitionen können in Ausnah-
mefällen auch dann als überobligatorisch angesehen und 
damit gefördert werden, wenn sie aufgrund behördlicher 
Auflagen bzw. gesetzlicher Bestimmungen durchgeführt 
werden. Voraussetzung dabei ist, dass der Investor einen 
eigenen Entscheidungsspielraum nutzt. Dies ist dann der 
Fall, wenn die Investition z. B. in einem merklich über die 
gesetzliche bzw. behördliche Vorgabe hinausgehenden 
Umfang oder zeitlich vorgezogen (i. d. R. mindestens 1 
Jahr vor dem verbindlich festgesetzten Termin) realisiert 
wird. 
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5 Detailvorgaben zum Verwendungszweck 

5.1 Vorhaben der Kreislaufwirtschaft 

Investitionen auf dem Gebiet der Kreislaufwirtschaft sind 
Maßnahmen, die der Abfallvermeidung, Abfallverwertung 
oder der Schadstoffminimierung dienen und primär durch 
Unternehmen der Entsorgungs- bzw. Rückgewinnungs-
wirtschaft durchgeführt werden. 

Aufgrund der Regelungen im Bayerischen Abfallwirt-
schaftsgesetz (BayAbfG) sind konventionelle Maßnah-
men zur Abfallvermeidung, Schadstoffminimierung und 
stofflichen Abfallverwertung nicht förderfähig. 

Diese Fördereinschränkungen gelten auch für Vorhaben 
privater Unternehmen, die im Rahmen der öffentlichen 
Entsorgungspflicht tätig werden (z. B. Kompostierung von 
Abfällen aus Haushalten). 

Andere Vorhaben außerhalb der öffentlichen Abfallentsor-
gung können dagegen gefördert werden, wenn es sich um 
die Herstellung innovativer Recyclingprodukte aus frem-
den Abfällen oder Mustervorhaben im Bereich der abfall-
wirtschaftlichen Vermeidung und Verwertung sowie 
Schadstoffminimierung handelt. Die Zuordnung dieser 
Maßnahmen wird ggf. im Einzelfall entschieden. 

5.2 Ressourceneffizienz/-schutz 

Investitionsmaßnahmen, die zu einem effizienteren und 
sparsameren Einsatz von Ressourcen wie Wasser und 
anderen Rohstoffen (Materialeffizienz) führen, sind förder-
fähig. 

Hierzu gehören zum Beispiel die Optimierung von Produk-
tionsprozessen, insbesondere von materialintensiven 
Herstellungsverfahren, die Substitution kritischer Rohstof-
fe, der Einsatz von Rest- und Abfallstoffen als Sekundär-
rohstoffe und der Kauf bzw. die Entwicklung/Herstellung 
von ressourceneffizienten Produkten (z. B. Maschinen). 
Dabei kann die Ressourceneffizienz sowohl in der Her-
stellung des Produkts liegen als auch in dessen Nutzung. 

Beispielsweise kann der Bau einer Regenwassernut-
zungsanlage, die zur Verminderung des Trinkwasserver-
brauchs beiträgt, gefördert werden. 

5.3 Einrichtung umweltfreundlicher Verfahren 

Förderfähig sind Investitionen in Technologien im Bereich 
Nanotechnologie, Biotechnologie und Bionik zur Steige-
rung der Umweltfreundlichkeit von Produktionsprozessen.  

• Nanotechnologie kann beispielsweise dazu beitragen, 
den Rohstoffverbrauch zu verringern, die Effizienz eines 
Verfahrens zu steigern und so Material oder Energie 
einzusparen.  

• Biotechnologie kann unter anderem helfen, umwelt-
schädliche Chemikalien zu ersetzen oder die Bildung 
gefährlicher Substanzen zu vermeiden. Auch mit der Bi-
otechnologie können energetisch günstigere Verfahren 
etabliert werden, die im Gegensatz zu vielen chemi-
schen Verfahren beispielsweise bei gemäßigten Tem-
peraturen durchgeführt werden können.  

• Mit Hilfe der Bionik können biologische Prozesse, Struk-
turen und Materialien als Vorlage für ressourcenscho-
nende, technische Innovationen dienen und so zu nach-
haltigen, auf der Natur basierenden Entwicklungen in In-
dustrie und Wirtschaft beitragen.  

Der Umstieg auf derartige umweltfreundliche Verfahren o-
der deren vorausschauende Nutzung bei der Entwicklung 
kann durch den Ökokredit gefördert werden.“ 

5.4 Klimaschutzrelevante Investitionen 
Investitionen, die zum Klimaschutz beitragen, können ge-
fördert werden, sofern sie nicht dem Themenkomplex 
Energieeffizienz angehören. Dabei sind insbesondere 
Maßnahmen förderfähig, die zur Verringerung von Treib-
hausgasemissionen um mindestens 20 % führen.  

6 Spezifische Vorhaben 

6.1 Betriebsverlagerungen 

Die Kosten einer Betriebsverlagerung (BV) können grund-
sätzlich unter folgenden Voraussetzungen gefördert wer-
den: 

• Die BV muss überwiegend aus Umweltschutzgründen 
erfolgen. 

• Mit der BV müssen umweltschutzrelevante Verbesse-
rungen erzielt werden (z. B. Reduzierung der Lärmemis-
sion aufgrund besserer Schalldämmung der neuen Ge-
bäude). Eine reine Verlagerung von Emissionen (z. B. 
vom Ortskern an den Ortsrand) allein begründet keinen 
Umweltschutzeffekt. 

• Die BV muss freiwillig, aber im Interesse der Kommune 
erfolgen. Erfolgt sie aufgrund einer behördlichen Anord-
nung, muss ein ausreichender eigener Entscheidungs-
spielraum vorliegen (siehe Tz. 4.9). Es ist immer eine 
Bestätigung der Kommune notwendig, dass durch den 
Betrieb eine störende Umweltbelastung bzw. eine klima-
bedingte Bedrohung für den Betrieb (z. B. durch Hoch-
wasser) besteht, die Kommune aber keine Handhabe 
hat, deren Beseitigung zeitnah durch entsprechende 
Anordnung zu erreichen. 

Die mit einer BV einhergehende Möglichkeit zur Erweite-
rung des Betriebs ist unschädlich für die Förderung. 

Wird bei einer BV die bisherige Betriebsstätte verkauft, so 
ist der Verkaufserlös – soweit er die Kosten für den Er-
werb eines neuen Grundstücks übersteigt – von den zu-
wendungsfähigen Aufwendungen für das Vorhaben abzu-
ziehen. 

6.2 Ersatzinvestitionen 

Ersatzinvestitionen sind nur förderfähig, sofern diese ei-
nen Umweltschutzeffekt aufweisen. Dabei ist es ausrei-
chend, wenn bestehende Verhältnisse unter Umwelt-
schutzgesichtspunkten verbessert werden (z. B. Aus-
tausch einer alten durch eine neue Maschine, die weni-
ger Ausschuss produziert und somit Ressourcen 
schont). 

6.3 Erweiterungsinvestitionen 

Erweiterungsinvestitionen sind förderfähig, sofern sie zu 
einem Umweltschutzeffekt führen. Dabei kann dies im 
Rahmen des Austausches vorhandener Maschinen oder 
Anlagen erfolgen (z. B. eine neue effizientere Maschine, 
die weniger Ausschuss oder Treibhausgasemissionen 
produziert, hat gleichzeitig einen höheren Output als die 
zu ersetzende Maschine). 

Zum anderen können Erweiterungsinvestitionen auch als 
Neuinvestitionen erfolgen und gefördert werden, wenn mit 
dem Vorhaben die derzeitige Umweltsituation verbessert, 
der umweltschutztechnische Standard übertroffen oder 
eventuelle gesetzliche Vorgaben übererfüllt werden. 

6.4 Fahrzeuge 

Fahrzeuge (auch Luft- und Wasserfahrzeuge) sind grund-
sätzlich nicht förderfähig. 

Ausnahmemöglichkeiten bestehen lediglich in folgenden 
Fällen und unter der Voraussetzung, dass diese batterie- 
oder brennstoffzellenbetrieben sind: 

• Fahrzeuge mit besonders innovativen Formen des spar-
samen Antriebs 

• Lärmgedämmte Fahrzeuge bei außergewöhnlichen Be-
sonderheiten des Einzelfalls 

• Spezialfahrzeuge (selbstfahrende Arbeitsmaschinen), 
die fest mit einer auf-/ eingebauten Maschine verbunden 
sind und deren Umweltschutzeffekt aus dieser Ma-
schine resultiert und nicht aus dem Fahrzeug. 
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6.5 Integrierte Vorhaben 

Vorhaben, bei denen die Kosten der umweltschutzrele-
vanten Investitionsteile nicht explizit ermittelt werden kön-
nen (integrierte Vorhaben), können als Gesamtvorhaben 
gefördert werden, wenn ein signifikanter Anteil der Kosten 
auf die Umweltschutzinvestitionen entfällt und der Um-
weltschutzeffekt im Vergleich zu den Gesamtkosten nicht 
unverhältnismäßig gering ist. 

Können hingegen die Kosten der umweltschutzrelevanten 
Maßnahmen explizit ermittelt werden, sind nur diese för-
derfähig. Die Kosten für zusätzliche Kapazitäts- und Er-
weiterungseffekte können in diesem Fall nicht in die För-
derung einbezogen werden. 

6.6 Tankstellen bzw. Tankeinrichtungen 

Die Errichtung und Umstellung von Tankstellen bzw.  
-tankeinrichtungen kann nicht gefördert werden. 

7 Mehrfachförderung 

Soweit die maßgeblichen Beihilfehöchstwerte der EU 
nicht überschritten werden (siehe Merkblatt „Beihilferecht-
lich relevante Bestimmungen und Definitionen“, insbeson-
dere Tzn. 5, 9 und 10), können Ökokredite mit anderen 
öffentlichen Finanzierungshilfen kombiniert werden. 

Falls zusätzliche Mittel im Rahmen des KfW-Umweltpro-
gramms beantragt werden, ist der Ökokredit auf die vor-
habensbezogene Obergrenze des KfW-Umweltpro-
gramms (Förderhöchstbetrag) anzurechnen. 

8 Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 

Soweit ein Darlehen bankmäßig nicht ausreichend abge-
sichert werden kann, ist eine 50%ige Haftungsfreistellung 
„HaftungPlus“ (siehe entsprechendes Merkblatt) möglich. 
Alternativ kann bei nicht ausreichender Absicherung eine 
Bürgschaft der LfA bzw. eine Bürgschaft der Bürgschafts-
bank Bayern GmbH beantragt werden. 

9 Antragsverfahren 

Anträge sind bei der Hausbank (Bank oder Sparkasse) ein-
zureichen. Die Darlehen werden über die Hausbanken 
prinzipiell unter deren Eigenhaftung ausgereicht. Die An-
tragstellung erfolgt mit dem Vordruck 100. 

Bei Nutzung der Alternative zur Beantragung auf Grund-
lage der De-minimis-Verordnung (siehe Tz. 4.3) ist im An-
trag unter Tz. 9.5 anzugeben „Beantragung auf De-mini-
mis-Basis“; darüber hinaus ist der Vordruck 120 (Erklärung 
zum Antrag auf Gewährung eines Darlehens/einer Bürg-
schaft bei De-minimis-Beihilfen) einzureichen. 

Zusätzlich sind das Formblatt der KfW-Bankengruppe 
„Statistisches Beiblatt Investitionen allgemein“ und das 
Formblatt der KfW-Bankengruppe „Anlage zum Kreditan-
trag KfW-Umweltprogramm“ (KfW-Formular Nr. 600 000 
2222; abrufbar unter www.lfa.de; Service; Download; An-
träge) beizufügen. 

Wird gleichzeitig eine Bürgschaft (oder eine Haftungsfrei-
stellung “HaftungPlus“) beantragt, können die zusätzlich 
erforderlichen Antragsvordrucke und Unterlagen dem 
Merkblatt „Antragsunterlagen“ entnommen werden. 

Der Umweltschutzeffekt des Vorhabens bzw. die klima-
schutzrelevante Verbesserung ist im Antrag bzw. in einem 
formlosen Beiblatt in konkreter Form darzulegen. Dabei 
sind die erwarteten prozentualen Reduzierungen/Einspa-
rungen von umweltbelastenden Emissionen bzw. Effi-
zienzsteigerungen anzugeben. 

Zur Vereinfachung und Beschleunigung des Zusagever-
fahrens sollten den Anträgen bereits vorhandene Gutach-
ten oder fachliche Stellungnahmen zum Umweltschutz- 
effekt des Vorhabens (z. B. von den Landratsämtern, Be-
zirksregierungen, Wasserwirtschaftsämtern oder auch 
von privaten Gutachtern) sowie vorliegende behördliche 
Gestattungen (Genehmigungen, Eignungsfeststellungen, 

Bauartzulassungen, technische Nachweise) oder sonsti-
ger Schriftverkehr mit Behörden beigefügt werden. 

Bei Vorhaben mit Pilotcharakter, besonderen Mustervor-
haben oder bei erstmaliger Durchführung eines bestimm-
ten Vorhabens mit umweltschutzrelevantem Bezug ist 
vom Antragsteller eine schriftliche Erklärung folgenden In-
halts abzugeben: 

„Das Vorhaben führt zu folgenden umwelt- bzw. klima-
schutzrelevanten Verbesserungen oder Ressourcenscho-
nungen: 

< Konkrete Beschreibung der mit der Investition verfolgten 
Ziele und ggf. des innovativen Ansatzes sowie Begrün-
dung, inwiefern das Vorhaben hierfür geeignet ist. >“ 

In Zweifelsfällen kann die LfA Fachgutachten zum Um-
weltschutzeffekt einholen. 

Den Hausbanken steht bei Anträgen, die üblicherweise per 
Post an die LfA gesendet werden, die Möglichkeit offen, 
diese von ihr und dem Antragsteller unterzeichneten Unter-
lagen auch in elektronischer Form (Fax oder PDF-Scan per 
E-Mail) bei der LfA einzureichen. Voraussetzung hierfür ist, 
dass die Hausbank wirksame Willenserklärungen per 
Fax/PDF-Scan abgibt. Reicht die Hausbank die Antragsun-
terlagen per Fax/PDF-Scan per E-Mail bei der LfA ein, si-
chert sie damit konkludent zu, dass eine rechtsverbindliche 
Zeichnung der Hausbank bereits dann vorliegt, wenn sie 
ihre Erklärungen und Bestätigungen auch per Fax bzw. 
PDF-Scan per E-Mail übermittelt und dass das an die LfA 
übermittelte Fax bzw. der übermittelte Scan bildlich und in-
haltlich dem Original entspricht. Die Übermittlung per  
E-Mail muss durch eine geeignete Verschlüsselung vor 
dem Zugriff Dritter geschützt werden. Liegen die Voraus-
setzungen für eine elektronische Archivierung der Antrags-
unterlagen nicht vor oder macht die Hausbank davon kei-
nen Gebrauch, so ist der Originalantrag in Papierform bei 
der Hausbank aufzubewahren. Die Antragstellung im 
ICOM-Verfahren erfolgt weiterhin über eine definierte 
elektronische Schnittstelle. 

Die LfA gestattet aus förderrechtlicher Sicht der Hausbank, 
für die Antragsunterlagen auf die Aufbewahrung von Origi-
nalunterlagen zu verzichten und stattdessen die Original-
dokumente durch elektronische Archivierung aufzubewah-
ren. 

Voraussetzung für die Möglichkeit der elektronischen Ar-
chivierung anstelle der papierhaften Aufbewahrung von ori-
ginalen Antragsunterlagen ist, dass die Hausbank das-
selbe Verfahren und dieselbe Sorgfalt wie bei der Archivie-
rung ihrer eigenen Unterlagen anwendet, die Archivie-
rungsvorgaben analog §§ 257 HGB, 147 AO und die 
Grundsätze der ordnungsmäßigen Buchführung einhält 
und die Hausbank sicherstellt, dass die digitalen Doku-
mente 

• bildlich und inhaltlich mit dem Original in Papierform 
übereinstimmen, wenn sie lesbar gemacht werden, 

• während der Dauer der Aufbewahrungsfrist jederzeit 
verfügbar sind, unverzüglich lesbar gemacht und ma-
schinell ausgewertet werden können, 

• fälschungssicher sind und keine Angaben weggelas-
sen, hinzugefügt oder anders dargestellt werden kön-
nen. 

Darüber hinaus hat die Hausbank zu prüfen, ob und inwie-
fern gesetzliche Schriftformerfordernisse bestehen oder 
weitergehende rechtliche Vorschriften zur Aufbewahrung 
bestimmter Originaldokumente einzuhalten sind und deren 
Einhaltung sicherzustellen. 
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1 Kreditnehmerkreis 

Antragsberechtigt sind Unternehmen der gewerbli-
chen Wirtschaft und Angehörige der Freien Berufe, 
soweit der Jahresumsatz (Konzernumsatz) dieser 
Unternehmen bzw. Freiberufler 500 Mio. EUR nicht 
übersteigt.  

Darüber hinaus sind Genossenschaften (z. B. Bür-
gerenergiegenossenschaften (siehe Tz. 4.5), er-
werbswirtschaftlich ausgerichtete Vereine sowie 
rechtsfähige Stiftungen antragsberechtigt. 

Nicht antragsberechtigt sind 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die sich 
vorsätzlich oder grob fahrlässig über Umweltvor-
schriften hinweggesetzt und dabei Umweltschä-
den verursacht haben, 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die einer 
früheren Beihilferückforderungsanordnung der 
EU nicht nachgekommen sind, 

• Unternehmen, wenn mehr als 50 % ihres Kapitals 
oder ihrer Stimmrechte direkt oder indirekt von ei-
ner oder mehreren öffentlichen Stellen oder Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts einzeln oder 
gemeinsam kontrolliert werden, 

• Privatpersonen, 

• Landwirte, 

• sofern ein ER6 nach der Allgemeinen Gruppen-
freistellungsverordnung beantragt wird, Unterneh-
men oder freiberuflich Tätige in Schwierigkeiten 
nach EU-Definition (siehe Merkblatt „Beihilfe-
rechtlich relevante Bestimmungen und Definitio-
nen“, Tz. 7) und 

sofern ein ER6 nach der De-Minimis-Verordnung 
bzw. ein ER5 / ER7 beantragt wird, Unternehmen, 
die sich in einem Insolvenzverfahren befinden o-
der die im deutschen Recht vorgesehenen Vo-
raussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenz-
verfahrens auf Antrag ihrer Gläubiger erfüllen. 
 

2 Verwendungszweck 

Gefördert werden Investitionsmaßnahmen (ein-
schließlich Modernisierungsmaßnahmen) zur 
Strom- oder Wärme-/Kälteerzeugung auf Basis von 
regenerativen Energien, Speichersysteme für 
Strom aus regenerativen Energien und Wärme-
/Kältespeicher, die aus regenerativen Energien ge-
speist werden.  

Wärme-/Kältespeicher können beispielhaft auch 
als Bauteilspeicher (thermische Bauteilaktivierung) 
und Latentwärmespeicher (Phasenwechsel-Spei-
cher) ausgeführt sein.  

Gefördert werden außerdem Investitionsmaßnah-
men zur Flexibilisierung von Stromnachfrage und -
angebot, wie betriebliches/überbetriebliches Last-
management, um flexible Lasten für das Strom-

versorgungssystem nutzbar zu machen, sowie zur 
Digitalisierung der Energiewende mit dem Ziel der 
systemverträglichen Integration von erneuerbaren 
Energien in das Energiesystem, auch als singuläre 
Maßnahme oder Nachrüstung.  

Unter den Verwendungszweck Photovoltaik-Auf-
dach (ER5, ER6) fallen Photovoltaikanlagen, die 
auf Dächern oder an Fassaden errichtet werden so-
wie Batteriespeicher, die ausschließlich aus Photo-
voltaikanlagen, die auf Dächern oder an Fassaden 
errichtet wurden, gespeist werden (auch als singu-
läre Maßnahme oder Nachrüstung). Vorhaben mit 
dem Verwendungszweck Photovoltaik Aufdach, die 
eine Förderung nach dem „Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG)“ bzw. dem „Kraft-Wärme-Kopp-
lungsgesetz (KWKG)“ erhalten, können aus-
schließlich im beihilfefreien Energiekredit Regene-
rativ PV-A (ER5) gefördert werden. Vorhaben mit 
dem Verwendungszweck Photovoltaik Aufdach 
ohne EEG- / KWKG-Förderung sind im Energiekre-
dit Regenerativ PV-A Plus (ER6) förderfähig. Alle 
Vorhaben außerhalb des Verwendungszwecks 
„Photovoltaik-Aufdach“ werden im beihilfefreien 
ER7 gefördert. 

Generell müssen Maßnahmen zur Stromerzeu-
gung die technischen Anforderungen des EEG er-
füllen. 

Förderfähig sind alle aktivierbaren Investitionen, die 
in unmittelbarer Verbindung mit der angestrebten In-
vestition in regenerative Energien stehen. Dazu zäh-
len auch Aufwendungen für die Planungs- und Um-
setzungsbegleitung, der Erwerb gebrauchter Wirt-
schaftsgüter sowie Eigenleistungen, soweit diese 
aktivierbar sind. 

Ausschlüsse: 

• Grundstückskosten 

• Betriebs-, Finanzierungs- und Unterhaltskosten 

• gebrauchte Wirtschaftsgüter, die bereits durch 
staatliche Förderdarlehen finanziert worden sind 
und diese zum Zeitpunkt der Antragstellung noch 
nicht vollständig zurückgezahlt sind 

• Anlagen zu Erzeugung von Strom aus Wasser-
kraft mit einer Leistung von mehr als 20 MW 

• Anlagen zur ausschließlichen Wärmeerzeugung 
aus Biomasse von mehr als 2 MW 

Darüber hinaus sind die Ausschlusskriterien des 
Merkblatts „Nachhaltigkeitsgrundsätze für Pro-
grammkredite der LfA Förderbank Bayern“ zu be-
achten. 

Dieses Förderprogramm erfüllt die Paris-kompatib-
len Sektorleitlinien der KfW Bankengruppe (Ver-
sion 2 01/2023), die konkrete Anforderungen an die 
Klimaverträglichkeit der jeweiligen Investitionen 
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definieren. Diese stehen unter www.lfa.de im 
Downloadbereich zur Verfügung.  

3 Darlehensbedingungen 

3.1 Konditionen 

Der Zinssatz für die Darlehen wird zwischen Haus-
bank und Endkreditnehmer in Abhängigkeit von Bo-
nität und Besicherung - innerhalb vorgegebener 
Grenzen - individuell vereinbart (siehe Merkblatt 
„Kreditnehmerinformation zum risikogerechten 
Zinssystem“). 

Die risikoabhängigen Zinsobergrenzen, Angaben 
zu Darlehenslaufzeiten und zum Auszahlungssatz 
können unserer aktuellen Übersicht der Darle-
henskonditionen entnommen werden. Die darin 
genannten Standardlaufzeiten sind frei wählbar; 
sie sollen sich an der betriebsgewöhnlichen Nut-
zung orientieren. 

Abweichend von den Standardlaufzeiten können 
verkürzte Gesamtlaufzeiten (ganzjährig, mindes-
tens 3 Jahre) und Tilgungsfreijahre (mindestens 
1 Freijahr) beantragt werden. 

Soweit sachlich begründet, besteht die Möglich-
keit, das Vorhaben in mehrere Darlehen aufzutei-
len (z. B. differenziert nach unterschiedlichen 
Laufzeiten oder mit und ohne Haftungsfreistellung 
„HaftungPlus“). Es gelten die Konditionen des Zu-
sagedatums der LfA. Die Hausbank wird den End-
kreditnehmer über die Zusage der LfA entspre-
chend unterrichten und die Konditionen vereinba-
ren. 

Für nicht abgerufene Darlehensbeträge wird nach 
Ablauf eines bereitstellungsprovisionsfreien Zeit-
raums von 12 Monaten (gerechnet vom Tage der 
Darlehenszusage der LfA an) bis zum vollständi-
gen Abruf oder einem Verzicht auf das Darlehen, 
spätestens bis zum Ablauf der Abruffrist des Dar-
lehens (ein Monat vor Tilgungsbeginn) eine Be-
reitstellungsprovision von 2 % p. a. berechnet. Bei 
verbürgten Darlehen beträgt die Abruffrist 6 Mo-
nate nach Darlehenszusage der LfA.  

Termine für Zins, Tilgung und ggf. Bereitstellungs-
provision sind der 31.03., 30.06., 30.09. und 
30.12. 

Eine vollständige oder teilweise vorzeitige außer-
planmäßige Tilgung des ausstehenden Kreditbe-
trages kann gegen Zahlung einer Vorfälligkeitsent-
schädigung erfolgen. 

3.2 Finanzierungshöhe 

Der Darlehenshöchstbetrag beläuft sich auf 
10 Mio. EUR je Vorhaben. Es können Vorhaben mit 
förderfähigen Kosten ab 25.000 EUR gefördert 
werden. 

Der Finanzierungsanteil des Darlehens beträgt bis 
zu 100 %. 

4 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

4.1 Richtlinien 

Für die Gewährung des Energiekredits Regenera-
tiv PV-A, des Energiekredits Regenerativ PV-A 
Plus und des Energiekredits Regenerativ gelten die 
vom Bayerischen Wirtschaftsministerium bekannt 
gemachten Richtlinien für Darlehen an mittelständi-
sche Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft 
und freiberuflich Tätige zur Förderung von Maß-
nahmen der Energieeinsparung und der Nutzung 

erneuerbarer Energien (Bayerisches Energiekredit-
programm) in der jeweils gültigen Fassung. 

4.2 Beihilferechtliche Grundlage 

Der Energiekredit Regenerativ PV-A (ER5) und der 
Energiekredit Regenerativ (ER7) werden zu beihil-
fefreien Zinsen oberhalb des EU-Referenzzins-
satzes angeboten. 

Der Energiekredit Regenerativ PV-A Plus (ER6) 
wird grundsätzlich als KMU-Investitionsbeihilfe ge-
mäß Art. 17 der Allgemeinen Gruppenfreistellungs-
verordnung (Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der 
Kommission vom 17.06.2014, veröffentlicht im 
Amtsblatt der EU Nr. L 187/1 vom 26.06.2014), in 
der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 2021/1237 
vom 23.07.2021 (veröffentlicht im Amtsblatt der EU 
Nr. L 270/39 vom 29.07.2021), vergeben. 

Sofern die entsprechenden beihilferechtlichen Kri-
terien eingehalten werden, kann der Energiekredit 
Regenerativ PV-A Plus (ER6) alternativ auf Grund-
lage der De-minimis-Verordnung (EU) Nr. 1407/ 
2013 vom 18.12.2013, veröffentlicht im Amtsblatt 
der EU Nr. L 352/1 vom 24.12.2013, in der Fassung 
der Verordnung (EU) Nr. 2020/972 vom 
02.07.2020 (veröffentlicht im Amtsblatt der EU Nr. 
L 215/3 vom 07.07.2020), beantragt werden. So-
fern es sich beim Antragsteller nicht um ein KMU 
gemäß EU-Definition handelt, ist die Förderung im 
Energiekredit Regenerativ PV-A Plus (ER6) aus-
schließlich auf Basis der De-minimis-VO möglich. 

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnom-
men bzw. per Beihilferechner ermittelt werden. 
Diese Beihilfewerte dienen der Orientierung in der 
Informations- und Beratungsphase und sind unver-
bindlich. Maßgeblich sind allein die Beihilfewerte, 
die die LfA zum Zeitpunkt der Kreditzusage zu-
grunde legt. 

Weiterführende Informationen enthält unser Merk-
blatt „Beihilferechtlich relevante Bestimmungen 
und Definitionen“. 

4.3 Betriebsaufspaltung im förderfähigen Sinne 

Bei der Betriebsaufspaltung ist das Eigentum an 
den Betriebsanlagen rechtlich von der Inhaber-
schaft des Betriebs getrennt. 

Unter dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Ein-
heit zwischen Besitz- und Betriebsgesellschaft kön-
nen solche Vorhaben jedoch gefördert werden, 
wenn 

• auf beiden Seiten dieselben Personen zu mindes-
tens 50 % beteiligt oder 

• die auf beiden Seiten verschiedenen Personen 
Ehegatten oder 

• die auf beiden Seiten verschiedenen Personen 
Eltern/Schwiegereltern und Kinder (sowie deren 
Ehegatten) sind. 

Darlehensnehmer wird die investierende Besitzge-
sellschaft. Eine gesamtschuldnerische Mithaftung 
der Betriebsgesellschaft ist nicht erforderlich, wenn 
sich die Besitzgesellschaft vertraglich verpflichtet, 
die mit Hilfe des Darlehens angeschafften Wirt-
schaftsgüter während der Laufzeit des Darlehens 
ausschließlich an die Betriebsgesellschaft zu ver-
mieten/verpachten; zudem hat die Betriebsgesell-
schaft die Mithaftung für das Darlehen in Form ei-
ner Bürgschaft oder eines Schuldbeitritts zu über-
nehmen. 
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Privatpersonen sind nicht antragsberechtigt. 

4.4 Biomasse, nachhaltige Brennstoffe 

Stromerzeugungs- und Kraft-Wärme-Kopplung-An-
lagen auf Basis fester Biomasse mit einer Leistung 
von 20 MW und mehr müssen nachhaltige Bio-
masse-Brennstoffe einsetzen. Die Nachhaltigkeit 
des Brennstoffs ist mittels Zertifizierung nachzuwei-
sen (nähere Angaben in den Sektorleitlinien). 

4.5 Bürgerenergiegesellschaften/-genossenschaften 

Bürgerenergiegesellschaften im Sinne des EEG 
(§ 3 Nr. 15) sind, aufgrund ihrer Bedeutung für die 
Energiewende speziell im ländlichen Raum, als Ge-
sellschaftsform per se antragsberechtigt. 

4.6 Contracting (Anlagencontracting) 

Investitionen im Rahmen von (Anlagen-)Contrac-
ting-Konstruktionen sind förderfähig, sofern es sich 
nicht um reine Vermietungs- und Verpachtungstä-
tigkeit handelt, sondern auch (Energie-) Dienstleis-
tungen erbracht werden (z. B. Wartungsarbeiten). 

Die Investition muss im wirtschaftlichen Risiko des 
Contractors liegen. Der Contractor muss die An-
tragsvoraussetzungen erfüllen und gleichzeitig In-
vestor und Betreiber der Anlage sein. Auch der/die 
Contractingnehmer müssen die Antragsvorausset-
zungen erfüllen. Die Laufzeit des Contracting-Ver-
trags muss mindestens so lang sein, wie die Lauf-
zeit des beantragten Kredits. 

4.7 Erläuterungen zum Kreditnehmerkreis 

Vorhaben von einzelnen Investoren können nur fi-
nanziert werden, wenn diese eine tragfähige selbst-
ständige Tätigkeit ausüben. Vorhaben von Privat-
personen oder Landwirten, die ausschließlich für 
den Betrieb einer Anlage zur Erzeugung von Ener-
gie auf Basis von regenerativen Energien einen 
Gewerbebetrieb anmelden, können nicht berück-
sichtigt werden. 

Bei antragstellenden Gesellschaften müssen ein  
oder mehrere Gesellschafter, die anderweitig ge-
werblich/freiberuflich tätig sind, zusammen zu min-
destens 50 % an der Gesellschaft beteiligt sein. Da-
von ausgenommen sind Bürgerenergiegesellschaf-
ten (vgl. Tz. 4.5). 

4.8 Vorbeginn 

Die Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der 
Hausbank (Bank oder Sparkasse) zu stellen. De-
tails zu den Voraussetzungen einer fristgerechten 
Antragstellung siehe Tz. 13 des Merkblatts „Beihil-
ferechtlich relevante Bestimmungen und Definitio-
nen“. 

Die Vorhaben müssen soweit vorbereitet sein, dass 
sie nach Bewilligung der beantragten Mittel inner-
halb eines Jahres begonnen werden können. 

4.9 Allgemeine Prosperitätsklausel 

Antragsteller, bei denen im Hinblick auf die Vermö-
gens- und Ertragslage oder die Höhe des Vorha-
bens die mögliche Finanzierungshilfe wirtschaftlich 
unerheblich ist, können nicht gefördert werden. 

4.10 Investitionsort 

Der Investitionsort muss auf dem Gebiet des Frei-
staates Bayern liegen. 

5 Mehrfachförderung 

Soweit die maßgeblichen Beihilfehöchstwerte der 
EU nicht überschritten werden (siehe Merkblatt 
„Beihilfe-rechtlich relevante Bestimmungen und 
Definitionen“ insbesondere Tzn. 5, 9 und 10), 

können der Energiekredit Regenerativ PV-A (ER5), 
Energiekredit Regenerativ PV-A Plus (ER6) bzw. 
der Energiekredit Regenerativ (ER7) mit anderen 
öffentlichen Finanzierungshilfen kombiniert wer-
den.  

Vorhaben, die eine Förderung nach dem „Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (EEG)“ bzw. dem „Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG)“ erhalten, kön-
nen ausschließlich mit anderen öffentlichen Finan-
zierungshilfen kombiniert werden, die – wie der 
Energiekredit Regenerativ PV-A (ER5) und der 
Energiekredit Regenerativ (ER7)  – keine staatli-
chen Beihilfen enthalten. 

Falls zum Energiekredit Regenerativ PV-A, Ener-
giekredit Regenerativ PV-A Plus bzw. Energiekre-
dit Regenerativ auch Mittel aus dem KfW-Pro-
gramm Erneuerbare Energien – Standard – bean-
tragt werden, ist der beantragte LfA-Kredit auf den 
Förderhöchstbetrag des KfW-Programms Erneuer-
bare Energien – Standard – anzurechnen. 

6 Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 

Soweit ein Darlehen bis 2 Mio. EUR bankmäßig 
nicht ausreichend abgesichert werden kann, ist 
eine 50%ige Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 
(siehe entsprechendes Merkblatt) möglich.  

Für den Energiekredit Regenerativ PV-A Plus 
(ER6) kann bei nicht ausreichender Absicherung 
alternativ bzw. bei Darlehen von über 2 Mio. EUR 
auch eine Bürgschaft der LfA bzw. der Bürgschafts-
bank Bayern GmbH beantragt werden. 

Eine Darlehenssplittung in einen haftungsfreige-
stellten Darlehensteil und einen verbürgten Darle-
hensteil ist nicht möglich. 

7 Antragsverfahren 

Anträge sind bei der Hausbank (Bank oder Spar-
kasse) einzureichen. Die Darlehen werden über die 
Hausbanken prinzipiell unter deren Eigenhaftung 
ausgereicht. Die Antragstellung erfolgt mit dem 
Vordruck 100. 

Bei Nutzung der Alternative zur Beantragung auf 
Grundlage der De-minimis-Verordnung (siehe 
Tz. 4.2.) ist im Antrag unter Tz. 9.5 anzugeben  
„Beantragung auf De-minimis-Basis“; darüber hin-
aus ist der Vordruck 120 (Erklärung zum Antrag auf 
Gewährung eines Darlehens/einer Bürgschaft bei 
De-minimis Beihilfen) einzureichen. 

Zusätzlich sind das Formblatt der KfW-Banken-
gruppe „Statistisches Beiblatt Investition allgemein“ 
und die „LfA-Anlage zum Antrag Energiekredit Re-
generativ PV-A, Energiekredit PV-A Plus und Ener-
giekredit Regenerativ“ (Vordruck 130; jeweils ab-
rufbar unter www.lfa.de; Service; Download; An-
träge) beizufügen. Alternativ zum Vordruck 130 
kann auch ein vom Antragsteller unterschriebener 
Ausdruck der gBzA der KfW Erneuerbare Energien 
Standard eingereicht werden. Wird gleichzeitig 
eine Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ (oder eine 
Bürgschaft) beantragt, können die zusätzlich erfor-
derlichen Antragsvordrucke und Unterlagen dem 
Merkblatt „Antragsunterlagen“ entnommen werden. 
Den Hausbanken steht bei Anträgen, die üblicher-
weise per Post an die LfA gesendet werden, die 
Möglichkeit offen, diese von ihr und dem Antrag-
steller unterzeichneten Unterlagen auch in elektro-
nischer Form (Fax oder PDF-Scan per E-Mail) bei 
der LfA einzureichen. 
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Voraussetzung hierfür ist, dass die Hausbank wirk-
same Willenserklärungen per Fax/PDF-Scan ab-
gibt. Reicht die Hausbank die Antragsunterlagen 
per Fax/PDF-Scan per E-Mail bei der LfA ein, si-
chert sie damit konkludent zu, dass eine rechtsver-
bindliche Zeichnung der Hausbank bereits dann 
vorliegt, wenn sie ihre Erklärungen und Bestätigun-
gen auch per Fax bzw. PDF-Scan per E-Mail über-
mittelt und dass das an die LfA übermittelte Fax 
bzw. der übermittelte Scan bildlich und inhaltlich 
dem Original entspricht. Die Übermittlung per E-
Mail muss durch eine geeignete Verschlüsselung 
vor dem Zugriff Dritter geschützt werden. Liegen 
die Voraussetzungen für eine elektronische Archi-
vierung der Antragsunterlagen nicht vor oder macht 
die Hausbank davon keinen Gebrauch, so ist der 
Originalantrag in Papierform bei der Hausbank auf-
zubewahren. Die Antragstellung im ICOM-
Verfahren erfolgt weiterhin über eine definierte 
elektronische Schnittstelle.  

Die LfA gestattet aus förderrechtlicher Sicht der 
Hausbank, für die Antragsunterlagen auf die Aufbe-
wahrung von Originalunterlagen zu verzichten und 
stattdessen die Originaldokumente durch elektroni-
sche Archivierung aufzubewahren. 

Voraussetzung für die Möglichkeit der elektroni-
schen Archivierung anstelle der papierhaften Auf-
bewahrung von originalen Antragsunterlagen ist, 
dass die Hausbank dasselbe Verfahren und die-
selbe Sorgfalt wie bei der Archivierung ihrer eige-
nen Unterlagen anwendet, die Archivierungsvorga-
ben analog §§ 257 HGB, 147 AO und die Grunds-
ätze der ordnungsmäßigen Buchführung einhält 
und die Hausbank sicherstellt, dass die digitalen 
Dokumente 

• bildlich und inhaltlich mit dem Original in Papier-
form übereinstimmen, wenn sie lesbar gemacht 
werden, 

• während der Dauer der Aufbewahrungsfrist jeder-
zeit verfügbar sind, unverzüglich lesbar gemacht 
und maschinell ausgewertet werden können, 

• fälschungssicher sind und keine Angaben weg-
gelassen, hinzugefügt oder anders dargestellt 
werden können. 

Darüber hinaus hat die Hausbank zu prüfen, ob und 
inwiefern gesetzliche Schriftformerfordernisse beste-
hen oder weitergehende rechtliche Vorschriften zur 
Aufbewahrung bestimmter Originaldokumente einzu-
halten sind und deren Einhaltung sicherzustellen. 
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